
Text der Petition 
Der Deutsche Bundestag möge beschließen den politischen Streik, hilfsweise den 
politischen Demonstrationsstreik gemäß dem Artikel 6 Abs. 4 der Europäischen 
Menschenrechts- und Sozialcharta, den Übereinkommen 87 (Vereinigungsfreiheit) 
und 98 (Versammlungsfreiheit) der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) sowie 
dem Artikel 9 Abs. 3 Grundgesetz (GG) per Gesetz den Gewerkschaften zu ermögli-
chen. 
 
Begründung 
In fast allen europäischen Ländern ist die politische Streik und/oder der politische 
Demonstrationsstreik durch die Verfassung oder ein Gesetz geregelt, durch entspre-
chende Rechtssprechung oder Tarifverträge rechtlich erlaubt und zulässig oder zu-
mindest politisch und Richterrechtlich akzeptiert bzw. geduldet. Lediglich in Öster-
reich, England (mit Einschränkungen auch Dänemark) und der Bundesrepublik 
Deutschland ist der politische Streik und der politische Demonstrationsstreik durch 
eine veraltete Rechtssprechung verboten. Dabei ist ein Verbot in der Bundesrepublik 
Deutschland nirgendwo gesetzlich fixiert. Das Verbot aller Streiks, die nicht auf den 
Abschluss von Tarifverträgen gerichtet sind, bildet eine schwere Verletzung somit 
eine Menschenrechtsverletzung der ESC, den Übereinkommen der ILO und dem GG 
dar. Der Europarat hat seit 1998 wiederholt gerügt, dass die Einschränkungen des 
deutschen Streikrechts eine Verletzung der Europäischen Sozialcharta (ESC) sind. In 
diesem Zusammenhang hat auch das ILO-Komitee zur Versammlungsfreiheit die 
Erklärung eines nationalen Streiks, der gegen die sozialen und arbeitstechnischen 
Auswirkungen der Wirtschaftspolitik einer Regierung gerichtet ist, für illegal als ernst-
hafte Verletzung der Versammlungsfreiheit bezeichnet. Es sollte hinzugefügt werden, 
dass die Prinzipien der ILO zur Versammlungsfreiheit sowohl lokale als auch Gene-
ralstreiks abdecken. Das Komitee hat bei vielen Gelegenheiten erklärt, dass Streiks 
auf einem nationalen Level legitim sind, wenn sie ökonomische und soziale Ziele ha-
ben. Arbeitnehmerorganisationen dürfen deshalb nicht daran gehindert werden, ge-
gen die Sozial- und Wirtschaftspolitik einer Regierung zu streiken. Ein politischer 
Demonstrationsstreik während der Arbeitszeit fällt auch unter den Schutz der grund-
gesetzlich garantierten Meinungs- und Versammlungsfreiheit. Das Streikrecht be-
schränkt sich nicht nur auf die Arbeits-, sondern auch auf die Wirtschaftsbedingun-
gen, was die herrschende Rechtsmeinung „stillschweigend“ außer Acht lässt. Das 
Streikrecht besteht auch für die Wirtschaftsbedingungen, die von politischen Ent-
scheidungen geprägt werden. Der politische Demonstrationsstreik sowie unter be-
stimmten Umständen und Voraussetzungen der politische Streik, ggf. sogar der poli-
tische Erzwingungsstreik in Form eines Generalstreiks, ist von der Verfassung ge-
schützt. Unser demokratischer Sozialstaat bedingt in Verbindung mit dem Streikrecht 
nach Art. 9 Abs. 3 GG, dass soziale Fragen, die von politischen Entscheidungen ge-
prägt werden, unter bestimmten Umständen und Voraussetzungen auch gemäß dem 
Widerstandsrecht beeinflusst oder korrigiert werden dürfen. 
 
Link zur Abstimmung � 
https://epetitionen.bundestag.de/index.php?action=petition;sa=details;petition=685 


